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C FACHKONZEPTE UND QUERSCHNITTSTHEMEN 

1.  KURZFASSUNG FACHKONZEPTE UND QUERSCHNITTSTHEMEN 

Fachkonzept Wohnen 
Der anhaltend starke Einwohnerzuwachs, der auch eine klare Anerkennung der Attraktivität und der 
Wohnqualität in der Stadt ist, spiegelt sich seit einigen Jahren in Veränderungen eines sich anspan-
nenden Wohnungsmarktes und den daraus resultierenden Anforderungen an das Fachkonzept Woh-
nen wider. Der Wohnungsleerstand hat sich in den vergangenen Jahren deutlich reduziert. Gleichzeitig 
sind steigende Baufertigstellungen im Neubau, durch Sanierung oder Umwandlungen zu verzeichnen. 
Kauffallzahlen, Umsätze und Kaufpreise sind stark gestiegen. Die Mieten stiegen mit räumlichen und 
segmentbezogenen Unterschieden. Dank steigender Einkommen liegt die Gesamtmietbelastung kon-
stant bei 31 %. Es ist zu erwarten, dass sich zukünftig vor allem preisgünstiger sowie bezahlbarer 
Wohnraum verknappt, der Leerstand weiter zurückgeht und Mietpreise steigen. Bis 2030 wird eine zu-
sätzliche Nachfrage nach ca. 51.000-78.000 Wohnungen prognostiziert, was eine stärkere Zunahme 
des Geschosswohnungsneubaus als heute erfordern wird. Der Bedarf an zielgruppenspezifischen 
Wohnangeboten, wie familiengerechten, barrierearmen und -freien Wohnungen, wird weiter ansteigen. 
Auch unter Wachstumsbedingungen soll Leipzig als attraktiver und konkurrenzfähiger Wohnstandort 
weiter entwickelt werden, damit alle Menschen ihren Wünschen, Bedürfnissen sowie materiellen Mög-
lichkeiten entsprechend adäquaten Wohnraum finden können. Folgende Einzelziele werden formuliert:  
• Wohnen in Leipzig – für alle, vielfältig, bezahlbar und wirtschaftlich tragfähig 
• Genügend Wohnungen für einkommensschwache Haushalte 
• Familien, Senioren und Menschen mit Behinderungen besonders unterstützen 
• Wohnungspolitik als Teil integrierter Stadtentwicklung. 
Unter den aktuellen Bedingungen können alle Stadtgebiete zu einer ausgewogenen Wohnraumversor-
gung beitragen. Eine kleinräumig differenzierte Handlungsstrategie ist erforderlich, um auf unterschied-
liche Handlungsbedarfe eingehen und Potenziale nutzen zu können. Im Fachkonzept wurden daher 
Gebietstypen mit räumlich differenziertem Einsatz eines umfassenden Instrumentensets ausgewiesen:  
• In den vorrangig gründerzeitlich geprägten, besonders nachgefragten urbanen Gebieten ist es Ziel, 

vorhandene Qualitäten zu erhalten und zu ergänzen. Im Vordergrund stehen vor allem der Erhalt 
und die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum und eine angemessene Verdichtung, die negative 
Auswirkungen auf vorhandene Nutzungen und die Lebensqualität möglichst minimiert. 

• Bestandsgebiete mit Entwicklungspotenzial wurden als Qualifizierungsgebiete bezeichnet. Hier gilt 
es, den vorhandenen Bestand auf die Bedarfe heutiger und zukünftiger Bewohner/-innen anzupas-
sen und mit Blick auf eine stabile soziale Mischung mit vielfältigem Wohnungsangebot zu ergänzen. 

• Auf innerstädtischen Brachen, Bahn- und Konversionsflächen sowie geeigneten randstädtischen 
Flächen - den Erweiterungsgebieten - sollen Gebiete zur Erweiterung des Wohnungsbestands sozial 
und nutzungsstrukturell gemischt entwickelt werden.  

Da die Stadt nur bis zu einem gewissen Grad Steuerungsmöglichkeiten besitzt, kann die Umsetzung 
wohnungspolitischer Ziele nur gemeinsam mit allen Akteuren – Wohnungsmarktakteuren, Zivilgesell-
schaft, Politik und Verwaltung – gelingen. Es bedarf dazu eines kontinuierlichen Dialogs und verbind-
lich(er)en Kooperationen mit unterschiedlichsten Wohnungsmarktakteuren.  
Angesichts des steigenden Aufgabenumfangs ist eine Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung der 
Abstimmungsprozesse und -strukturen erforderlich, um eine koordinierte und zielgerichtete Abwicklung 
zu gewährleisten. Zur Sicherung der sozialen Stabilität und eines attraktiven Wohnumfelds sind flankie-
rende Maßnahmen aus allen Fachbereichen erforderlich. 
Entsprechend der tatsächlichen Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt sind Ziele, Instrumente und 
Maßnahmen regelmäßig zu überprüfen und weiter zu entwickeln. Eine wesentliche Grundlage für diese 
Prozesse ist die kleinräumige Wohnungsmarktbeobachtung. 
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FACHKONZEPT WOHNEN  

1 .  EINLEITUNG 

Der anhaltend starke Einwohnerzuwachs, der auch eine klare Anerkennung der Attraktivität – damit 
auch der Wohnqualität – der Stadt ist, spiegelt sich seit einigen Jahren in Veränderungen auf dem 
Wohnungsmarkt wider. Angesichts abschmelzender Wohnungsleerstände, steigender Mieten sowie 
ansteigender Neubautätigkeit sieht sich Leipzig mit Anzeichen eines sich anspannenden Wohnungs-
marktes konfrontiert. 
Für den Erhalt eines attraktiven Wohnungsmarkts, eines ausreichenden, nachfragegerechten und be-
zahlbaren Wohnraumangebots sowie den Erhalt einer sozialen Stabilität in allen Gebieten der Stadt ist 
es notwendig, diesen Anspannungstendenzen mit einem umfassenden Bündel an Instrumenten und 
Maßnahmen entgegen zu wirken. 
Da die Stadt nur bis zu einem gewissen Grad Steuerungsmöglichkeiten besitzt, kann dies nur gemein-
sam mit allen Akteuren – Wohnungsmarktakteure, Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung – gelingen. 
Grundlage der Leipziger Wohnungspolitik ist das 2015 beschlossene Wohnungspolitische Konzept, 
welches seither umgesetzt und entsprechend neuer Erkenntnisse aus der Wohnungsmarktbeobach-
tung und weiterer Prognosen weiter entwickelt wird. Im Fachkonzept Wohnen werden die im Woh-
nungspolitischen Konzept enthaltenen Leitlinien, Ansätze und Instrumente in ihrem aktuellen Stand 
aufgenommen und räumlich untersetzt. 

Verwendete  
Grundlagen 

Wohnungspolitisches Konzept der Stadt Leipzig, Fortschreibung 2015 
Berichte und Analysen der kleinräumigen Wohnungsmarktbeobachtung 

Arbeitsstruktur  Arbeitsgruppe unter Federführung des Stadtplanungsamtes mit Vertretern des Amtes 
für Stadterneuerung und Wohnungsbauförderung und des Sozialamts. 
Diskussionen mit gebietsverantwortlichen Mitarbeitern aus dem SPA und ASW u. a. in 
2 großen Workshops sowie weiteren kleineren Runden. 

 

2.  AUSGANGSLAGE 

2.1 Aktuelle Situation und Entwicklungen 

Wohnungsnachfrage  
Die Wohnungsnachfrage ist aufgrund des starken Einwohnerwachstums deutlich gestiegen. Die 
Zahl der Haushalte, die auf dem Wohnungsmarkt als Nachfrager von Wohnraum auftreten, hat sich 
zwischen 2011 und 2016 um ca. 36.000 Haushalte erhöht. Dabei wuchsen vor allem die Zahl der Ein-
personenhaushalte (auf 53,6 %) und der großen Haushalte mit vier und mehr Personen (auf 7,7 %) mit 
einer entsprechenden Nachfrage nach eher kleinen bzw. großen Wohnungen. Insgesamt ist die Zahl 
der Seniorenhaushalte zwischen 2011 und 2016 um 5.700 auf 72.700 Haushalte gewachsen. Die Zahl 
der Familienhaushalte mit Kindern unter 18 Jahre erhöhte sich im gleichen Zeitraum um 9.600 auf über 
49.000 Haushalte. (s. Abb.) 
Im Jahr 2016 gab es in Leipzig rund 64.000 einkommensschwache Haushalte (Bedarfsgemeinschaften, 
Wohngeldempfänger sowie Haushalte mit niedrigem Erwerbseinkommen). Das entspricht einem Anteil 
von ca. 19 %. Gegenüber 2014 sank damit sowohl die Zahl der einkommensschwachen Haushal-
te als auch ihr Anteil an allen Haushalten (69.000 Haushalte, 22 %). Legt man die Transferleistun-
gen beziehenden Haushalte zugrunde, konzentrieren sich einkommensschwache Haushalte vor allem 
im Leipziger Osten von Neustadt-Neuschönefeld bis Paunsdorf und in den Grünauer Ortsteilen. 
87 % der Leipziger Haushalte lebten 2015 zur Miete und 12 % im selbst genutzten Wohneigentum – 
dabei überwiegend im eigenen Haus. Diese Quoten verbleiben seit vielen Jahren auf diesem Niveau. 
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Die durchschnittliche Wohnfläche je Einwohner ist seit 2013 von 47,6 m² auf 45,1 m² zurückge-
gangen. Die Pro-Kopf-Wohnfläche hängt maßgeblich von der Haushaltsgröße ab. Sie reicht von 26 m² 
in Haushalten mit vier und mehr Personen bis knapp 55 m² in Einpersonenhaushalten. (s. Abb.) 
Fast alle Ortsteile verzeichneten zwischen 2010 und 2015 eine wachsende Zahl an Einwohnern 
und Haushalten. Besonders stark stieg die Zahl der Haushalte in den vorwiegend durch Altbau ge-
prägten Ortsteilen nördlich, östlich und südöstlich des Zentrums und im Leipziger Westen von Plagwitz 
bis Wahren (+15 % und mehr). In diesen Ortsteilen nahm neben den Einpersonenhaushalten auch die 
Zahl der Mehrpersonenhaushalte deutlich zu. Dennoch sind 50 % bis 70 % der Haushalte in den inner-
städtischen Ortsteilen Einpersonenhaushalte. Entsprechend gering ist die durchschnittliche Haushalts-
größe in diesen Bereichen der Stadt. In den randstädtischen Ortsteilen hingegen überwiegen die Mehr-
personenhaushalte mit einem Anteil von 60 % bis 70 % deutlich. Dies führt zu durchschnittlichen Haus-
haltsgrößen von 2,0 und mehr. Dennoch erhöhte sich in den randstädtischen Ortsteilen in den vergan-
genen fünf Jahren vor allem die Zahl der Einpersonenhaushalte. 
Gegenüber dem unmittelbaren Leipziger Umland verliert Leipzig seit 2014 zunehmend an Einwohnern. 
Damit ist Leipzig in eine neue Phase der Suburbanisierung getreten. 
 

 
 
Wohnungsangebot 
Einhergehend mit der Nachfrageentwicklung hat sich die Dynamik auf der Angebotsseite des Woh-
nungsmarktes in den vergangenen Jahren sichtbar erhöht. So nahm die Zahl der Baufertigstellun-
gen 2015 auf 1.837 Wohnungen zu. Dabei hat der Mehrfamilienhausneubau mit 590 WE den höchs-
ten Wert der letzten 15 Jahre erreicht. Mehr als 800 Wohnungen entstanden in bestehenden Gebäu-
den. Dies umfasst Wohnungen, die bei der Sanierung bestehender Mehrfamilienhäuser zusätzlich 
durch Dachgeschossausbau oder Wohnungsteilungen entstehen, ebenso wie Wohnungen, die bei der 
Umwandlung ehemaliger Fabrikgebäude in Wohngebäude geschaffen werden. Der Bau neuer Ein- 
und Zweifamilienhäuser lag auf dem Niveau der letzten Jahre (413 WE) und hat sich im Anteil am 
gesamten Baugeschehen auf 22 % reduziert. Der räumliche Schwerpunkt der Bautätigkeit der Jahre 
2011 bis 2015 lag in den Ortsteilen südlich des Zentrums von Plagwitz bis Probstheida sowie nördlich 
des Zentrums in Gohlis-Süd und Gohlis-Mitte. Der Neubau von Mehrfamilienhäusern geschieht vorwie-
gend in den innerstädtischen Ortsteilen. In Zentrum-Südost, Gohlis-Mitte und Plagwitz entstanden zu-
dem viele Wohnungen im Bestand – hier vor allem durch die Umwandlung ehemaliger Fabrik- in 
Wohngebäude. In den randstädtischen Ortsteilen findet vor allem individueller Wohnungsbau statt. Ak-
tuell und mittelfristig stehen in der Flächenkulisse des Flächennutzungsplans quantitativ aus-
reichend Flächen für den Wohnungsneubau zur Verfügung. 
Insgesamt umfasst der Wohnungsbestand in Leipzig 333.562. Wohnungen, davon 88 % in Mehrfamili-
enhäusern und 12 % in Ein- und Zweifamilienhäusern. Ein Drittel des Leipziger Wohnungsbestands 
wurde in der Gründerzeit bis 1918 errichtet. Knapp 19 % entstanden zwischen 1919 und 1948. Zwi-
schen 1949 und 1990 wurden knapp 29 % des Leipziger Wohnungsbestands erbaut. Der ab 1990 er-
richtete Wohnungsbestand macht ca. 19 % aus. 
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Ca. 59 % des Leipziger Wohnungsbestands gehört Privatpersonen bzw. Gemeinschaften von Wohnei-
gentümern (Besitzer von Eigentumswohnungen). Wohnungsgenossenschaften verfügen über mehr als 
16 % des Bestandes, privatwirtschaftliche Unternehmen über mehr als 14 %. Die Leipziger Woh-
nungsbaugesellschaft mbH (LWB) besitzt etwa 10,5 % des Gesamtwohnungsbestands (ca. 
35.000 Wohnungen). Mit diesen Immobilien trägt die LWB gemäß ihrer Eigentümerziele maßgeblich zur 
Versorgung der Bevölkerung mit preiswertem Wohnraum und von Personen mit besonderem Bedarf 
bei. Dazu gehören kinderreiche Familien, Menschen mit Behinderungen, Wohnungslose und Geflüchte-
te. 
Entsprechend der wachsenden Nachfrage durch Einpersonenhaushalte sowie Haushalte mit vier und 
mehr Personen wuchs der Wohnungsbestand bei den Ein- und Zweiraumwohnungen sowie bei Woh-
nungen mit 5 Räumen und mehr überdurchschnittlich. 
Der Wohnungsleerstand hat sich in den vergangenen Jahren deutlich reduziert. Ausgehend von 
einem Leerstand von 12 % (ca. 40.000 WE) im Jahr 2011 ist er zum Jahresende 2015 auf rund 6 % 
(19.000 WE) gesunken. Etwa die Hälfte der Wohnungen (10.000 WE) waren dem marktaktiven Leer-
stand zuzurechnen. Dabei stellte sich die Leerstandssituation stadträumlich unterschiedlich dar: wäh-
rend viele innerstädtische gründerzeitlich geprägte Ortsteile geringe marktaktive Leerstände von unter 
2 % aufweisen, lagen sie in den Grünauer Ortsteilen über 10 %. 9.000 leer stehende Wohnungen stan-
den dem Wohnungsmarkt kurzfristig nicht zur Verfügung, können aber überwiegend durch Sanierung 
marktgängig gemacht werden. Nicht marktaktive Leerstände konzentrieren sich v. a. im Leipziger Osten 
sowie in den eher heterogen strukturierten Ortsteilen am Innenstadtrand. (s. Abb.) 
 

 
 
Immobilienmarkt und Mieten 
Der Immobilien- und Grundstücksmarkt hat sich mit steigenden Kauffallzahlen, Umsätzen und 
Kaufpreisen in den vergangenen Jahren stark belebt. So hat sich die Zahl der Verkäufe unbebauter 
Grundstücke für den Geschosswohnungsbau 2016 gegenüber 2011 fast verdoppelt. Die Verkäufe von 
Mehrfamilienhäusern waren rückläufig, aber die durchschnittlichen Kaufpreise erhöhten sich im Ver-
gleich zum Vorjahr um 26 % bei sanierten Häusern und 58 % bei unsanierten Häusern. Ebenfalls stark 
stiegen die Kaufpreise bei Eigentumswohnungen im Erstverkauf, im sanierten Altbau gegenüber 2011 
um 46 % auf 3.335 €/m² und im Neubau um 33 % auf 3.540 €/m². Das Preisniveau im Wiederverkauf ist 
deutlich niedriger (1.278 bzw. 1.458 €/m²). Die durchschnittlichen Preise von Grundstücken für den 
individuellen Wohnungsbau stiegen zwischen 2011 und 2016 um 58 % auf 161 €/m². 
Die Mietpreisentwicklung in Leipzig ist sowohl durch einen Anstieg als auch durch räumliche 
und segmentbezogene Ausdifferenzierungen gekennzeichnet. Im Jahr 2016 betrug die durch-
schnittliche Nettokaltmiete im Bestand 5,39 €/m² (Kommunale Bürgerumfrage, s. Abb.). Damit stieg sie 
zwischen 2012 und 2016 um 4,7 %. Das Mietniveau variierte im Jahr 2015 stadtweit von unter 
4,80 €/m² in den vorwiegend durch Großsiedlungen geprägten Ortsteilen und Volkmarsdorf bis über 
6,00 €/m² im unmittelbaren Stadtzentrum. Die Gesamtmiete betrug 2016 7,59 €/m² und ist seit 2012 um 
5,4 % gestiegen. Die Gesamtmietbelastung liegt konstant bei 31 %, variiert jedoch zwischen den 

12
,7

 

10
,3

 

8,
7 

7,
1 

5,
7 

9,
0 

6,
8 

5,
5 

4,
2 

3,
0 

0

2

4

6

8

10

12

14

2011 2012 2013 2014 2015

Anteil Leerstand 

Quote des Gesamtleerstands und des marktaktiven 
Leerstands in % 2011 - 2015 (Schätzung) 

Gesamtleerstand marktaktiver Leerstand
 
Quelle: Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt 

4,86 4,83 4,98 4,98 5,12 5,00 5,15 5,08 5,38 5,29 5,39 

6,76 6,90 6,92 6,95 7,12 7,08 7,20 7,23 7,45 7,50 7,59 

5,08 5,27 5,5 
5,83 

6,15 

0

1

2

3

4

5

6

7

8

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

Miete in €/m² 

Entwicklung der Bestandsmiete (Kaltmiete und 
Gesamtmiete*) 2005 - 2016 sowie der Angebotsmiete 2012 - 

2016 in €/m² (Median) 

Bestandsmiete - Kaltmiete
Bestandsmiete - Gesamtmiete*
Angebotsmiete - Kaltmiete

Quellen: Stadt Leipzig, Amt für Statistik und Wahlen, Kommunale Bürgerumfragen, Empirica-
Preisdatenbank 



C  2 . 1  F a c h k o n z e p t  W o h n e n   

 

C 2.1 - 4                                                    Stand 22.06.2018 

verschiedenen Haushaltstypen und nach Einkommenshöhe. Die höchste Mietbelastung weisen die 
Haushalte mit geringen Einkommen und – bezogen auf Haushaltstypen - Einpersonenhaushalte auf. 
Die durchschnittliche Angebotsmiete lag 2016 mit 6,15 €/m² (empirica-Preisdatenbank, s. Abb.) über 
dem Niveau der Bestandsmieten und ist durch einen stärkeren Anstieg gekennzeichnet. Seit 2012 stieg 
die durchschnittliche Angebotsmiete um 21 %. Nach Baualtersklassen differenziert bestehen dabei 
große Unterschiede: Wohnungen im Plattenbau wurden für durchschnittlich 5,12 €/m², in der Gründer-
zeit für 6,22 €/m² und im ab 2005 errichteten Neubau für 10,01 €/m² angeboten. In dieser Baualters-
klasse fand v. a. zwischen 2013 und 2014 ein Preissprung statt (+59 %). 
Für Empfänger/-innen von Grundsicherungsleistungen gelten Eckwerte für angemessene Kosten der 
Unterkunft. Diese betragen derzeit – abhängig von der Haushaltsgröße – zwischen 4,50 €/m² und 4,73 
€/m² für die Grundmiete, 1,39 €/m² für kalte Betriebskosten und 1,30 €/m² für Heizung und Warmwas-
ser. Im Jahr 2016 wendete die Stadt Leipzig ohne Berücksichtigung der Bundesbeteiligung rund 142 
Mio. € für Kosten der Unterkunft auf. Trotz moderat steigender Mietpreise ist angemessener Wohn-
raum für Empfänger/-innen von Grundsicherungsleistungen im gesamten Stadtgebiet verfügbar. 
Mit der starken Zunahme der Nachfrage, abschmelzenden marktaktiven Wohnungsleerständen 
und steigenden Mietpreisen ist der Leipziger Wohnungsmarkt in eine Phase der zunehmenden 
Anspannung getreten. 

2.2 Entwicklungserwartungen 

Es ist zu erwarten, dass sich bei anhaltendem Bevölkerungswachstum zunehmend Wohnraum 
verknappt, der Leerstand zurück geht und Mietpreise weiter steigen. Die Richtwerte für die Ange-
messenheit der Kosten der Unterkunft „wachsen mit“ und die Aufwendungen für Kosten der Unterkunft 
steigen. Insbesondere für Personen mit geringem Einkommen, besonderen sozialen Schwierigkeiten 
oder besonderen Anforderungen an Wohnraum (Großfamilien, Menschen mit Behinderungen) wird es 
schwieriger, angemessenen Wohnraum zu finden. Zudem werden sich Diskriminierungstendenzen bei 
der Wohnungssuche bestimmter Gruppen, wie z.B. Migrantinnen und Migranten, verstärken. Das An-
gebot an preisgünstigem Wohnraum wird sich zunehmend auf einzelne Stadtgebiete konzentrieren, 
was soziale Segregation und Folgerisiken verstärkt. Bei verstärkten Anspannungstendenzen des Woh-
nungsmarkts ist zudem davon auszugehen, dass auch für weitere Einkommensgruppen der Bedarf an 
bezahlbarem Wohnraum weiter steigen wird. 
Je nach Variante der Bevölkerungsvorausschätzung 2016 wird bis 2030 eine zusätzliche Nach-
frage nach ca. 78.000 (Hauptvariante) bzw. 51.000 Wohnungen (untere Variante) prognostiziert. 
Ca. 8.000 WE beträgt dabei die Nachfrage nach Einfamilienhäusern. Deutlich größer ist die Nachfrage 
im Geschosswohnungsbau. Diese kann durch Reaktivierung von nicht marktaktivem Leerstand, durch 
Bautätigkeit im Bestand sowie durch Neubau gedeckt werden. Ausgehend von einer Reaktivierung von 
ca. 7.100 leer stehenden Wohnungen und einer weiteren Bautätigkeit im Bestand (ca. 3.400 WE) erfor-
dert das prognostizierte Wachstum Geschosswohnungsneubau von 59.000 bzw. 33.000 WE bis 2030. 
Diese prognostizierte Nachfrage erfordert eine Zunahme des Geschosswohnungsneubaus auf 
durchschnittlich 2.000 bis 4.000 WE pro Jahr. Ein Anstieg der Bautätigkeit über das Niveau der ver-
gangenen Jahre ist angesichts einer steigenden Anzahl erteilter Baugenehmigungen wahrscheinlich. 
Auch die Recherche aktueller und in den kommenden Jahren geplanter Wohnungsbauvorhaben mit 
mehr als 50 WE im Umfang von mindestens 11.000 WE bestätigt dies. Allerdings erscheint ein Anstieg 
der Bautätigkeit auf das gemäß der Prognose erforderliche Maß kurzfristig aufgrund der langen Vor-
laufzeiten bei der Realisierung großer Wohnungsbauvorhaben unrealistisch. Bei wachsender Nachfra-
ge, sinkendem Angebot und steigenden Preisen ist davon auszugehen, dass sich die Abwanderungen 
ins Umland weiter verstärken oder Zuwanderung von außen auch direkt in die Umlandgemeinden 
Leipzigs erfolgt. Daher bedarf es regelmäßiger Wohnungsmarktbeobachtung der tatsächlichen Nach-
frage- und Bestandsentwicklung in Leipzig, aber auch in der Region. 
Mit dem prognostizierten Einwohnerwachstum geht eine weitere Veränderung der Altersstruktur einher. 
Dabei wachsen bis 2030 v. a. die Altersgruppe der Kinder und Jugendlichen, die Altersgruppe der 35- 
bis 45-Jährigen sowie die Altersgruppe der hochaltrigen Menschen (80 Jahre und älter). Daher steigt 
der Bedarf an familiengerechten und an barrierearmen und -freien Wohnungen weiter an. 
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2.3 Stärken, Schwächen und Herausforderungen 

Wohnungsnachfrage 

Stärken 
• Attraktives, vielfältiges 

Wohnungsangebot, hohe 
Lebensqualität, Ausbildungs- und 
Arbeitsmarktsituation sowie 
positives Image der Stadt tragen 
zu positiver 
Einwohnerentwicklung bei. 

Schwächen 
• Unsicherheit über die tatsächliche künftige Wohnungsnachfrage. 
• Bezahlbarer und preisgünstiger Wohnraum wird v. a. in 

nachgefragten, innerstädtischen Gebieten sowie bei großen 
Wohnungen und sehr kleinen Wohnungen knapper. 

• Wachsende Zahl der Menschen/Haushalte, die aufgrund des 
steigenden Nachfragedrucks und sinkender Akzeptanz bei 
Vermietern Schwierigkeiten haben, sich selbst mit Wohnraum zu 
versorgen. 

Herausforderungen 
 Handeln aller Akteure, um ausreichendes, bedarfsgerechtes und bezahlbares Wohnungsangebot 

sicher zu stellen. 
 Kontinuierliche Beobachtung der Entwicklung sowie Überprüfung und Weiterentwicklung des 

Instrumenteneinsatzes entsprechend der tatsächlichen Entwicklung. 

 

Mieten 
Stärken 
• Vergleichsweise geringes 

Mietniveau. 
• Mietbelastung noch stabil (dank 

steigender Einkommen bei 
steigenden Mieten). 

Schwächen 
• Teilräumlich erhebliche Mietsteigerungen, insb. der 

Angebotsmieten. Verursacht durch hohe / steigende Nebenkosten 
und hohe Grundstücks- und Erstellungskosten von Neubau und 
Sanierung. Mietsteigerungen im Bestand erfolgen jedoch vermehrt 
auch ohne vorherige bauliche Veränderungen. 

• Geringes gesamtstädtisches Einkommensniveau. Geringe 
Spielräume bei Mietbelastung bei unteren Einkommensgruppen. 

• Aufgrund der erhöhten Nachfrage reduzierten sich die in den 
vergangenen Jahren vorhandenen Auswahlmöglichkeiten bei der 
Wohnungssuche. 

Herausforderungen 
 Erhebliche Steigerung der Mietbelastung von mittleren und unteren Einkommensgruppen vermeiden. 
 Wohnungsanpassungs- und Sanierungserfordernisse sowie hohe Baukosten stehen dem Bedarf an 

preisgünstigen, bezahlbaren Wohnraum gegenüber. 

 

Wohnungsbestand 
Stärken 
• Hoher Sanierungsstand. 
• Noch Leerstände und 

Sanierungspotenzial (z. B. an 
Hauptverkehrsstraßen) 
vorhanden. Bei sozialverträglicher 
Sanierung können diese ein 
Potenzial für bezahlbares 
Wohnen sein. 

Schwächen 
• Wohnungsbestandsstruktur stimmt z. T. nicht mit aktuellen / sich 

verändernden Bedarfen überein. So fehlen familienfreundliches, 
altenfreundliches und behindertengerechtes Wohnen und 
Wohnumfeld, sowie bezahlbare kleine und kompakte, große 
Wohnungen. 

• Die Leerstandsreserve ist stark zurückgegangen. Bestehende 
Wohnungsleerstände werden nicht vermarktet / genutzt (z. B. an 
Hauptverkehrsstraßen) bzw. erfordern einen zunehmend höheren 
Sanierungsaufwand. 
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Herausforderungen 
 Bedarfsgerechte und sozialverträgliche Bestandsanpassung und -erweiterung. 
 Förderung der Bautätigkeit in ausreichendem Maße zum Erhalt einer notwendigen 

Fluktuationsreserve. 

 

Investitionstätigkeit 
Stärken 
• Bautätigkeit in Bestand und 

Neubau hat sich spürbar erhöht. 
• Steigende Mieten erhöhen 

Rentabilität von Sanierungs- und 
Bauvorhaben auch im mittleren 
Preissegment. 

• Verstärkte Sanierungstätigkeiten 
tragen zur Stabilisierung von 
weniger nachgefragten bzw. 
benachteiligten Gebieten bei. 

Schwächen 
• Bautätigkeit ist, v. a. im mittleren und unteren Marktsegment, zu 

gering. 
• Kostengünstiges Bauen wird nicht ausreichend erprobt und 

umgesetzt. 
• Risiko erneuten Leerstands hemmt Bereitschaft, in großem 

Umfang neu zu bauen. 
• Spekulationen mit Gebäuden sowie Grundstücken. 
• Durch Investitionen verursachte Aufwertungsprozesse sind 

schwer steuerbar. 

Herausforderungen 
 Erhöhung der Bautätigkeit in ausreichendem Maße, um Anspannung des Marktes zu verhindern. 
 Balance zwischen gewünschter, notwendiger Aufwertung und ausgewogener Quartiersentwicklung. 
 Effektive Steuerungsmöglichkeiten finden, um sozialverträgliche Sanierungen und Neubau in 

unterschiedlichen Qualitäten und Segmenten zu befördern sowie Spekulationen, überhöhte 
Mietsteigerungen und -erwartungen zu dämpfen. 

 

Flächenverfügbarkeit und -aktivierung  
Stärken 
• Flächenpotenziale für Neubau- 

und Umnutzungsprojekte der 
nächsten Dekade vorhanden. 

• Viele Flächenpotenziale sind nach 
§34 BauGB bebaubar, d.h. 
schnell verfügbar. 

• Wohnbauflächen im kommunalen 
Eigentum vorhanden. 

Schwächen 
• Unzureichendes strategisches Flächenmanagement zum Abgleich 

von Nutzungsansprüchen und Flächeneignung. 
• Flächen werden häufig mit geringer Dichte und für einzelne 

Nutzungen separat geplant/bebaut/genutzt.  
• Geringere Steuerungsmöglichkeiten in Flächen mit Baurecht nach 

§ 34 BauGB. 
• Bauleitplanverfahren, mit denen man mehr steuern könnte, 

benötigen größeren zeitlichen Vorlauf und ausreichend 
Ressourcen. 

Herausforderungen 
 Vorausschauende Liegenschaftspolitik, welche - unter Berücksichtigung anderer städtischer Aufgaben 

und Flächenbedarfe - im Sinne wohnungspolitischer Zielstellungen Flächen kauft und veräußert bzw. 
Erbbaurechte vergibt. 

 Ausreichende Flächenvorsorge und Baurechtschaffung für Wohnungsneubau, im Sinne eines 
nachhaltigen, flächensparenden Wachstums. 

 Erhalt der Wohnqualität bei zunehmender Verdichtung. 
 Sensibilisierung und Einsatz für nachhaltige Lebensstile (Reduzierung Wohnflächenverbrauch, 

umweltfreundliche Mobilität, Energieeffizienz u.a.). 
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Stadträumliche Entwicklung 
Stärken 
• Stadtgebiete mit stabiler sozialer 

Mischung. 
• Hohe Urbanität, im Sinne einer 

europäischen Stadt mit 
kompakten, durchmischten 
Stadtstrukturen und guter 
infrastruktureller Versorgung, ist 
als wichtiger Faktor der 
Lebensqualität in großen Teilen 
der Stadt vorhanden. 

• Neubautätigkeit stärkt 
vorhandene städtebauliche 
Strukturen und Erscheinungsbild 
der Quartiere. 

Schwächen 
• Stadtgebiete mit Überlagerung verschiedener 

Benachteiligungen/geringer sozialer Mischung (Ortsteile u. 
kleinräumigere Gebiete). 

• Verknappung des preiswerten Segments in besonders 
nachgefragten Gebieten durch hohe und steigende Mieten. Gefahr 
von Verdrängung einkommensschwacher Haushalte steigt. 

• Gleichzeitig Konzentration preisgünstiger Bestände in einzelnen 
Stadtgebieten, z. T. bereits Zunahme der Segregation. 

• Nutzungsstrukturelle Mischung (z.B. Einzelhandel in 
Erdgeschosszonen) sowie Möglichkeitsräumen im Bereich 
Wohnen und Arbeiten (zu günstigen Preisen) gehen verloren. 

• Nachfragedruck verschiedener Nutzungen führt zu Verdichtung 
und dadurch zu Verlust von Qualitäten (z.B. Freiräume). 

• Wohngebiete mit hohem Durchschnittsalter der Bevölkerung und 
homogener Baustruktur (Siedlungsgebiete 50er – 80er Jahre) mit 
Anpassungsbedarf für heutige und zukünftige Bewohner. 

Herausforderungen 
 Bedarfsgerechte und sozialverträgliche Bestandsanpassung und -erweiterung für aktuelle und 

zukünftige Bewohner unter dem Aspekt einer stabilen sozialen und demographischen Mischung und 
unter Berücksichtigung kleinräumig sehr unterschiedliche Handlungsbedarfe. 

 Abgleich verschiedener Nutzungsansprüche und Schutz von Nutzungen und Qualitäten, die durch das 
Wohnen / die Verdichtung verdrängt werden, um Lebensqualität im Quartier zu erhalten. 

 

Kooperationspartner 
Stärken 
• LWB ist Partner für viele 

Aufgaben der Stadt. 
• Aktive Akteurslandschaft. 
• Existierende Kooperations- und 

Kommunikationsstrukturen in den 
Schwerpunktgebieten. 

• Durch hohe Dynamik auf dem 
Wohnungsmarkt erweitert sich die 
Zahl möglicher 
Kooperationspartner. 

Schwächen 
• Wirtschaftliche und personelle Leistungsfähigkeit der LWB steht 

(noch nicht) im Verhältnis zum Umfang der geforderten Aufgaben.  
• Bestandsinvestoren mit verhaltenem Interesse an Stadt-

/Quartiersentwicklung bzw. geringer Kooperationsbereitschaft 
• Geringere Steuerungsmöglichkeiten bei Investoren mit großem 

Flächenbesitz. 
• Geringe Einflussmöglichkeiten bei zahlreich vorhandenen 

kleinteiligen Eigentümerstrukturen (v. a. im Altbau). 
• Fehlende Anreize für Wohnungsunternehmen, sich verstärkt auch 

für soziale Aufgaben der Stadt zu engagieren. 

Herausforderungen 
 Umsetzung städtischer Ziele durch die LWB unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 

Handlungsfähigkeit, Anpassung der Unternehmensstrategie und ggf. -struktur an die aktuellen 
Aufgaben. 

 Gewinn der Eigentümer/Investoren für eine ausreichende Bautätigkeit in unterschiedlichen 
Preissegmenten, sozialverträgliche/r Bestandssanierungen/-erhalt, Beiträge zur sozialen 
Wohnraumversorgung und Aufgaben der Quartiersentwicklung. 
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Städtebau/Baukultur 
Stärken 
• Großes baukulturelles Erbe aus 

allen Epochen mit 
überdurchschnittlicher Zahl an 
Baudenkmälern. 

• Starkes Bürgerinteresse an 
Baukultur, gekennzeichnet z. B. 
durch vorhandene Identifikation 
mit dem Stadtteil/der Stadt. 

• Einige Instrumente zur 
Unterstützung einer attraktiven, 
baukulturell hochwertig gebauten 
Umwelt vorhanden. 

Schwächen 
• Die Sicherung baukultureller Anforderungen  wie ästhetische und 

bauliche Qualität, Nachhaltigkeit, energetische Standards, 
Denkmalschutz wird angesichts steigender Preise und steigendem 
Druck auf dem Wohnungsmarkt schwieriger. 

• Kaum rechtliche Grundlagen für die Sicherung der Qualität 
Gestaltung/Baukultur. 

• Fehlendes übergreifendes Leitbild in Leipzig zum Thema 
Baukultur und Denkmalpflege.  

• Vorhandene Instrumente noch nicht weitreichend bzw. 
zielgerichtet genug. 

Herausforderungen 
 Klare übergreifende Zielformulierungen zu den Themen Baukultur und Denkmalpflege. 
 Weiterentwicklung/Ausweitung vorhandener Instrumente sowie Lösungsansätze zum Umgang mit 

vorhandenen Zielkonflikten. 
 Sicherung baukultureller Qualität bei der Schaffung von bezahlbarem, flächensparendem Wohnraum. 

 

3 .  HANDLUNGSSTRATEGIE 

3.1 Ziele und Maßnahmenbündel 

3.1.1 Ziele 

Die im Folgenden dargestellten Zielsetzungen sind Bestandteil des 2015 beschlossenen Wohnungspo-
litischen Konzepts. 
Übergeordnetes Ziel ist es, Leipzig als attraktiven und konkurrenzfähigen Wohnstandort weiterzuentwi-
ckeln. Hierbei gilt es unter Wachstumsbedingungen einen Rahmen zu schaffen, damit alle Menschen, 
die in Leipzig leben, ihren Wünschen, Bedürfnissen sowie materiellen Möglichkeiten entsprechend 
adäquaten Wohnraum finden können. Auch Freiräume für Lebensformen, die Ausdruck der Vielfalt und 
Eigeninitiative der Leipziger Stadtgesellschaft sind, sollen dabei erhalten bleiben. 

1. Wohnen in Leipzig – für alle, vielfältig, bezahlbar und wirtschaftlich tragfähig 
Für alle Menschen, die in Leipzig leben, soll Wohnraum in ausreichender Menge und Qualität zur Ver-
fügung stehen. Es soll ein vielfältiges Angebot an Wohnraum zur Miete und im Eigentum geben, das 
den Bedarfen und Anforderungen verschiedener Lebensstilgruppen, Lebensformen und Lebensphasen 
entspricht. Dafür bedarf es einer kontinuierlichen langfristig ausgerichteten und sozial verträglichen 
Bestandsentwicklung sowie einer Erweiterung des Wohnungsangebots entsprechend der Nachfrage-
entwicklung. Dabei soll Wohnraum in allen Stadtgebieten sowohl für Mieter und Selbstnutzer langfristig 
bezahlbar als auch für Vermieter wirtschaftlich tragfähig sein. 

2. Genügend Wohnungen für einkommensschwache Haushalte 
Einkommensschwachen Haushalten – wie Empfängerinnen und Empfänger von Grundsicherungsleis-
tungen und Wohngeld sowie andere Haushalte mit Niedrigeinkommen, die keine Transferleistungen 
beziehen – soll ausreichender angemessener Wohnraum in allen Stadtgebieten zur Verfügung stehen. 

3. Familien, Senioren und Menschen mit Behinderungen besonders unterstützen 
Aufgrund der demographischen Entwicklung einerseits und der sozialen Verantwortung der Stadtge-
sellschaft andererseits bedürfen einzelne Nachfragegruppen, die spezifische Anforderungen an ihre 
Wohnungen haben, besonderer Unterstützung. Hierzu zählen Familien, Seniorinnen und Senioren und 
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Menschen mit Behinderungen. Im Sinne einer altersgerechten Gestaltung von Wohnungen und Wohn-
umfeld sind generationenübergreifende Ansätze erforderlich. Angebote für diese Nachfragegruppen 
sollen in allen Stadtgebieten vorhanden sein. 

4. Wohnungspolitik als Teil integrierter Stadtentwicklung 
Die Leipziger Wohnungspolitik versteht sich als Teil einer integrierten nachhaltigen Stadtentwicklungs-
politik. Dabei ergeben sich einerseits Anforderungen an das Wohnungspolitische Konzept und anderer-
seits Rückkoppelungen, die in die Fachplanungen und das Integrierte Stadtentwicklungskonzept ein-
fließen. Schwerpunkte liegen auf sozial- und nutzungsstrukturell gemischten Stadtteilen, einem nach-
haltigen Wachstum und Energieeffizienzsteigerung im Wohnungsbestand. 

Bezug zu den „Strategischen Ziele und Handlungsschwerpunkte Leipzig 2030“ 
Die Ziele des Fachkonzeptes Wohnen finden sich in folgenden strategischen Zielen wieder: 
Leipzig setzt auf Lebensqualität (Einleitung, Balance zwischen Verdichtung und Freiraum, Vorsorgende 
Klima- und Energiestrategie), Leipzig besteht im Wettbewerb (Attraktives Umfeld für Innovation, Grün-
der und Fachkräfte), Leipzig schafft soziale Stabilität (Einleitung, Chancengerechtigkeit in der inklusiven 
Stadt, Bezahlbares Wohnen). 

3.1.2 Maßnahmenbündel 

Aus den Zielen lassen sich drei wesentliche Handlungsbereiche ableiten, in denen diese mit einem 
großen Set an Instrumenten und Maßnahmen, welche ihrerseits im Wohnungspolitischen Konzept der 
Stadt Leipzig verankert sind, umgesetzt werden. Im Folgenden werden die jeweilig zum Einsatz kom-
menden Instrumente und Maßnahmen, die durch die Stadt umgesetzt bzw. initiiert werden, den Hand-
lungsbereichen zugeordnet und erläutert. 
Da jedoch die Stadt nur bis zu einem gewissen Grad Steuerungsmöglichkeiten besitzt, kann dies nur 
gemeinsam mit allen Akteuren – Wohnungsmarktakteure, Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung – 
gelingen. Hierfür ist ein kontinuierlicher Dialog erforderlich, der sowohl die Umsetzung und Weiterent-
wicklung der wohnungspolitischen Ziele begleitet als auch zu themen- bzw. Einzelfall bezogenen Ko-
operationen ermöglicht.  
Als wesentliche Grundlage sachlicher Diskussionen und Entscheidungen wird die Wohnungsmarktbe-
obachtung kontinuierlich fortgeführt und weiter entwickelt. 

Erweiterung des Wohnungsbestands 
Angesichts der stark wachsenden Nachfrage und abnehmender Leerstände muss das Wohnungsan-
gebot wachsen und dafür die Bautätigkeit über das Maß der letzten Jahre hinaus steigen. Wohnbauflä-
chen müssen entsprechend der Wachstumsdynamik ausreichend schnell und effizient, als Quartiere 
mit komplexer Nutzungsmischung, flächensparend, in angemessener Dichte, energieeffizent und stadt-
klimatisch ausgewogen entwickelt werden. Für die Schaffung von attraktivem neuen Wohnraum müs-
sen Wohnungen in unterschiedlichen Qualitäten, Preislagen (v. a. bezahlbar für Haushalte mit gerin-
gem bis mittlerem Einkommen), mit bedarfsgerechten Größen und Ausstattungen (z. B. für Familien, 
Senioren oder Menschen mit Behinderungen), an stadtstrukturell geeigneten Standorten und adäqua-
tem Wohnumfeld entstehen.  

• Für die Erweiterung des Wohnungsbestands werden konzeptionelle und planerische Grundlagen für 
die ausreichende Bereitstellung von Wohnbauflächen in der Stadt – im Sinne einer nachhaltigen 
Siedlungsentwicklung, in sinnvollem Abgleich der Potenziale und Wechselwirkungen in der Region – 
geschaffen. Im Rahmen des Stadtentwicklungsplans Wohnbauflächen werden vorhandene Flä-
chen auf ihre Eignung geprüft und wo erforderlich mittels Bauleitplanung vorbereitet. 

• Die Wohnbauflächenentwicklung findet im Rahmen von Bauplanungs- und -
genehmigungsverfahren durch Beratung oder vertragliche Vereinbarungen mit Investoren u. a. 
zur Umsetzung von Wohnungsbauförderung und Beteiligung an planungsbedingten Kosten statt 
(Städtebaulicher Vertrag bzw. Modell der kooperativen Baulandentwicklung). Bei relevanten 
Flächenentwicklungen werden Bürger und betroffene Akteure in geeigneter Form beteiligt. 

• Auf städtischen Flächen soll über die Konzeptveräußerung eine zielgerichtete Entwicklung und 
Bebauung initiiert werden. 

• Zudem sind eine Auseinandersetzung der Verwaltung, Politik und Stadtgesellschaft mit den The-
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men Dichteentwicklung, kostensparendes Planen und Bauen sowie baukulturelle Anforderungen nö-
tig und Festlegungen zu treffen.  

• Entsprechend des städtischen Wachstums sind verwaltungsinterne Abstimmungsprozesse und -
strukturen zu überprüfen und anzupassen. 

Unterstützung besonderer Zielgruppen, bezahlbares Wohnen, soziale Wohnraumversorgung  
Kostensparendes Planen und Bauen sowie sozialverträgliche Bestandsentwicklung sind Grundvoraus-
setzung für den Erhalt und die Schaffung von bezahlbarem sowie preisgünstigem Wohnen. Bezahlba-
res Wohnen meint dabei ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Wohnkosten und Einkommen, das 
sich im Durchschnitt nicht erhöhen soll. Das preisgünstige Segment wird für Leipzig definiert über die 
jeweiligen Angemessenheitsgrenzen der Bedarfe für Unterkunft und Heizung zuzüglich 10 %. Unter-
stützung bedürfen v. a. Haushalte mit geringen und mittleren Einkommen. Bei dem Erhalt und der 
Schaffung von bezahlbarem und preisgünstigem Wohnraum wird die Inanspruchnahme der sozialen 
Wohnungsbauförderung bei Sanierungs- und Neubauvorhaben unterstützt bzw. umgesetzt. Da Wohn-
raum unter den aktuellen Rahmenbedingungen (Gesetze, Baukosten, Leipziger Mietniveau und Kondi-
tionen der sozialen Wohnungsbauförderung) im Neubau nicht preisgünstig hergestellt werden kann, 
wird preisgünstiger Wohnraum vor allem im Bestand erhalten und geschaffen. Für den Wohnungsneu-
bau besteht die Herausforderung, durch kostensparendes und effizientes Planen und Bauen bezahlba-
ren Wohnraum auch für mittlere Einkommensschichten zu schaffen. Einige Zielgruppen wie Familien, 
Senioren oder Menschen mit Behinderungen sowie Nachfrager nach besonderen z. B. kooperativen, 
bezahlbaren Wohnformen benötigen aufgrund spezifischer Anforderungen und zunehmenden Markt-
drucks besondere Unterstützung.  
• Durch Beratung und Fördermaßnahmen werden Eigentümer für sozialverträgliche und gleichzeitig 

energieeffizienzsteigernde Sanierungen sowie kostengünstigen Neubau sensibilisiert und bei der 
Umsetzung unterstützt. Die Ansätze dazu werden weiter ausgebaut. Die Inanspruchnahme von För-
derprogrammen zur Schaffung von bedarfsgerechtem Wohnraum z. B. durch Wohnungsanpassung 
für Familien, Senioren oder Menschen mit Behinderungen wird unterstützt. 

• Um die Bezahlbarkeit und Vielfalt des Wohnungsangebots zu erhöhen, werden selbstorganisierte 
kooperative Bau- und Wohnformen durch ein Beratungsangebot im Rahmen des Netzwerks 
Leipziger Freiheit unterstützt. Dies soll zudem durch strategischen Flächen- und Gebäudeer-
werb und Veräußerung städtischer Flächen nach Konzept (einschließlich Erbbaurecht) zuguns-
ten kooperativer Bauprojekte sowie sozialen Wohnungsbau unterstützt werden. 

• Als Grundlage für die soziale Wohnraumversorgung werden die Richtwerte für die Angemessen-
heit der Bedarfe für Kosten von Unterkunft und Heizung für Grundsicherungsleistungsempfan-
gende regelmäßig der aktuellen Wohnungsmarktlage angepasst. 

• Dies wird flankiert durch Vermittlung und Beratungsangebote für Personen mit geringem Ein-
kommen, besonderen sozialen Schwierigkeiten oder besonderen Anforderungen an Wohnraum 
(Großfamilien, Senioren und Menschen mit Behinderungen). 

• Eine ausreichende Versorgung bedürftiger Haushalte mit preisgünstigem Wohnraum wird u. a. über 
die Umsetzung der sozialen Wohnungsbauförderung, durch die LWB und in Kooperation mit 
Wohnungsmarktakteuren angestrebt. Dazu sollen neue Modelle der Kooperation und ggf. kom-
munale Förderwege erprobt und ggf. eingeführt werden.  

• Der Einsatz gesetzlich möglicher Instrumente wird zur Unterstützung einer sozialverträglichen 
Mietenentwicklung genutzt. 

• Das Ziel des Erhalts und der Schaffung bezahlbaren Wohnens ist bei allen kommunalen Ent-
scheidungen, die Einfluss auf die Wohnkosten in Leipzig haben, in die Abwägungen einzubezie-
hen.  

Ausgewogene Bestands- und Quartiersentwicklung 
Für eine nachhaltige Sicherung des gesamten Wohnungsbestands ist eine kontinuierliche Instandhal-
tung und Weiterentwicklung erforderlich. Hierfür müssen die Bestände qualifiziert ggf. ergänzt und das 
Wohnumfeld angepasst werden, um den Bedürfnissen der aktuellen und der zukünftigen Bewohner-
schaft gerecht zu werden. Dies dient der langfristigen, sozial ausgewogenen Stabilität sowie einer ge-
nerationenübergreifenden Quartiersentwicklung.  
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• Für die Quartiersentwicklung kann die Stadt konzeptionelle Unterstützung und Beratung anbie-
ten sowie ggf. Fördermaßnahmen unterstützen. 

• In Quartieren mit besonderer Nachfragedynamik wird der Einsatz von rechtlichen Instrumenten 
wie z. B. der sozialen Erhaltungssatzung geprüft, um preisgünstigen Wohnraum in diesen Gebieten 
zu erhalten. 

• Die Stadt wirkt u. a. im Rahmen der Bauleitplanung auf den Erhalt und die Schaffung einer nut-
zungsstrukturellen Mischung, einer ausreichenden Freiraumversorgung (doppelte Innenentwicklung) 
sowie ggf. den Schutz anderer Nutzungen hin. 

• In Gebieten mit Entwicklungspotenzialen sollen innovative Projekte mit besonderen Risiken jedoch 
hohem Nutzen für die Stadtteilentwicklung finanziell unterstützt werden, ggf. im Rahmen eines 
Stadtentwicklungsfonds. 

Hinweis: Der Einsatz des gesamtstädtisch ausgelegten Instrumenten- und Maßnahmensets, welches 
zuvor entlang der wesentlichen Handlungsbereiche erläutert wurde, erfolgt räumlich differenziert. Dies 
ist im Kapitel 3.3. dargestellt. 

3.2 Wechselwirkungen und Querschnittsthemen 

Während das Thema soziale Wohnraumversorgung in diesem Fachkonzept abgebildet wird, werden 
alle Wohnformen, welche mit besonderen Unterstützungsleistungen verknüpft sind (z. B. Pflege, soziale 
oder psychosoziale Betreuung), im Fachkonzept Soziale Teilhabe berücksichtigt. 
Ein vielfältiges und attraktives Wohnungsangebot ist ein Standortfaktor für die Wettbewerbsfähig-
keit der Stadt. Um bei wachsender Nachfrage möglichst viele Gebiete in der Stadt für die Nachfrage 
attraktiv zu gestalten und zudem eine ausgewogene soziale Stabilität in allen Stadtgebieten zu er-
halten/schaffen, sind in einigen Gebieten flankierende Maßnahmen durch andere Fachbereiche erfor-
derlich: So geht es vielfach um eine bedarfsgerechte und qualitätsvolle Gestaltung von Freiräumen und 
öffentlichen Räumen sowie in manchen Gebieten um flankierende Angebote aus Bildung, Soziales und 
Beschäftigung, um teils kleinräumig konzentrierte soziale Benachteiligungen abzubauen (u. a. Fach-
konzept Wirtschaft und Arbeit, Freiraum und Umwelt, Soziale Teilhabe, Kommunale Bildungsland-
schaft). 
In die Bewertung von Flächenpotenzialen für zukünftigen Wohnungsneubau werden Aspekte der 
verkehrlichen Erschließung, technischen und sozialen Infrastruktur, der Nahversorgung und der ausrei-
chenden Versorgung mit Freiraum im Sinne einer nachhaltigen, Flächen und Ressourcen sparenden 
Stadtentwicklung einbezogen. Einerseits hat die (Wieder-) Inanspruchnahme von gut erschlossenen, 
möglichst innerstädtisch gelegenen Flächen den Vorteil, die Neuinanspruchnahme v. a. von landwirt-
schaftlich geprägten Flächen am Stadtrand sowie teure Erweiterungen von ÖPNV-Netzen, technischer 
und sozialer Infrastruktur zu vermeiden. Eine hohe / höhere Dichte verursacht zudem eine effizientere 
Flächennutzung pro Wohneinheit. Andererseits können zunehmende Nachverdichtung, eine höhere 
bauliche Dichte und Versiegelung v. a. in den innerstädtischen Gebieten negative Auswirkungen z. 
B. auf stadtklimatischen Bedingungen (Überhitzungsbereiche) und die Lebensqualität generell haben 
(Fachkonzepte Freiraum und Umwelt, Kommunale Bildungslandschaft, Nachhaltige Mobilität, Klima-
schutz und Technische Infrastruktur). 
Steigende Kosten im Bereich der technischen Infrastruktur (Wasserver- und -entsorgung, Energiever-
sorgung) haben Auswirkungen auf die Neben- und Betriebskosten und können dadurch erheblichen 
Einfluss auf die Bezahlbarkeit des Wohnens haben. Energieeffizienzsteigernde Maßnahmen, so-
fern sie weitgehend warmmietenneutral durchgeführt werden, sind nicht nur im Sinne des Klimaschut-
zes wünschenswert, sondern können zu einer langfristig, nachhaltigen Bewirtschaftung und Vermietung 
der Bestände beitragen (Fachkonzept Klimaschutz und Technische Infrastruktur). 
Im Zuge des steigenden Wachstumsdrucks werden Nutzungskonkurrenzen vor allem in den Inner-
städtischen Gebieten mit Flächenbedarfen für die soziale Infrastruktur, Freiraumversorgung und Ge-
werbeentwicklung zunehmen. Hierfür bedarf es eines fachübergreifenden Flächenmanagements, flan-
kiert durch eine strategische, städtische Liegenschaftspolitik. 
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3.3 Räumliche Handlungsstrategie 

In Zeiten des starken Bevölkerungswachstums besitzen alle Stadtgebiete Handlungsbedarfe und/oder -
potenziale bezüglich einer ausgewogenen Wohnraumversorgung. Um diese zu unterstützen, sind klein-
räumig differenzierte Handlungsansätze erforderlich.  Aus diesem Grund werden Gebietstypen defi-
niert, denen jeweils Instrumente mit räumlicher Ausprägung zugeordnet werden. 
Unabhängig davon kommen gesamtstädtisch wirkende Instrumente zum Einsatz (s. 12.3.1.2 und Woh-
nungspolitisches Konzept). 
 
Urbane Gebiete1 

Urbane Gebiete I –Qualifizieren, Qualitäten erhalten und schaffen 

Diese Gebiete sind geprägt durch geringere Mieten, ggf. Aufwertungsbedarf, Überlagerung soziale Be-
nachteiligungen, Freiräume (Baulücken / Zwischennutzungen) und Nutzungsmischung gehen verloren 
bzw. sind noch nicht ausreichend vorhanden. Handlungsbedarf und -möglichkeiten sind vorhanden. 

Handlungsansatz 
• Angebotsvielfalt schaffen, Aufwertung 

unterstützen: Ergänzung von neuen 
Qualitäten (unterschiedliche Wohnformen 
für unterschiedliche Zielgruppen, 
bezahlbares, mittel- (hoch-)preisiges 
Segment). 

• Negative Auswirkungen der Verdichtung 
des Wachstums mindern: Entwicklung 
nutzen um Qualitäten zu 
erhalten/schaffen, Bebauung in 
angemessener Dichte, Erhalt von 
Freiräumen (Innenhöfe, Baulücken, 
Durchwegungen, Grünflächen), Erhalt der 
Nutzungsmischung (Erdgeschosszonen, 
Gewerbenutzungen). 

Instrumente 
 Wohnungsbauförderung v. a. zur Ergänzung und 

Qualifizierung des Bestands für bestimmte Zielgrup-
pen. 

 Konzeptveräußerung für Geschosswohnungsneubau 
mit geförderten Wohnungen (mittlere Quote), ggf. 
Kombination von Nutzungen. 

 LWB: Erhalt preisgünstige und KdU-fähige Wohnun-
gen, Nutzung der LWB-eigenen Flächen für Woh-
nungsneubau (innerstädtisch v. a. für geförderten 
Wohnraum bzw. bezahlbare Wohnungen). 

 Beratung Investoren, Eigentümer, Bauherren: so-
zialverträgliche Sanierungen, flächensparendes Bauen 
in angemessener Dichte, Freiraumerhalt, Multifunktio-
nalität. 

 Rechtliche Instrumente prüfen und ggf. einsetzen 
wie z. B. soziale Erhaltungssatzung. 

 

Urbane Gebiete II – Qualitäten erhalten und ergänzen  

Diese Gebiete sind geprägt durch anhaltend steigende Nachfrage, durchschnittliche Mietensteigerun-
gen, Verlust preisgünstigen Wohnraums / Verdrängungsgefahr, Potenziale für Erhalt bezahlbares Woh-
nen in schlechteren Lagen, einzelne Verdichtungspotenziale, Freiräume (Baulücken / Zwischennutzun-
gen) und Nutzungsmischung gehen verloren bzw. sind nicht ausreichend vorhanden. Handlungsmög-
lichkeiten sind (noch) vorhanden. 

Handlungsansatz 
• Angebotsvielfalt erhalten: Mieten wenn 

möglich dämpfen, bezahlbare 
Wohnungen erhalten (u. a. LWB), 
Ergänzung wo möglich mit sozialer 
Wohnungsbauförderung, 
sozialverträgliche Sanierung initiieren. 

• Negative Auswirkungen der 
Verdichtung/des Wachstums mindern: 
Qualitäten erhalten und schaffen, 
Bebauung in angemessener Dichte und 

Instrumente 
 Einsatz der Wohnungsbauförderung unterstützen. 
 Konzeptveräußerung für Geschosswohnungsneubau 

mit geförderten Wohnungen (hohe Quote), ggf. Kom-
bination von Nutzungen. 

 LWB: Erhalt preisgünstige und KdU-fähige Wohnun-
gen, Nutzung der LWB-eigenen Flächen für Woh-
nungsneubau (innerstädtisch v. a. für geförderten 
Wohnraum bzw. bezahlbare Wohnungen - im Abgleich 
mit anderen städtischen Flächenbedarfen). 

                                                   
1 Diese Kategorie entspricht nicht den "Urbanen Gebieten" nach § 6a BauNVO. 
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Erhalt von Freiräumen (Innenhöfe, 
Baulücken, Durchwegungen, 
Grünflächen), Erhalt der 
Nutzungsmischung (Erdgeschosszonen, 
Gewerbenutzungen). 

 Beratung Investoren, Eigentümer, Bauherren: so-
zial verträgliche Sanierungen, flächensparendes Bau-
en in angemessener Dichte, Freiraumerhalt, Multifunk-
tionalität. 

 Rechtliche Instrumente prüfen und ggf. einsetzen 
wie z. B. soziale Erhaltungssatzung. 

 

Urbane Gebiete III – Qualitäten erhalten 

Diese Gebiete sind geprägt durch Verknappung preisgünstiger Wohnungen, geringes Nachverdich-
tungspotenzial, zunehmende Auswirkungen auf die Lebensqualität wie wohnortnahe Freiraumdefizite, 
Verlust von Nutzungsmischung durch Verdichtungen bzw. Umnutzung durch Wohnen. Handlungsspiel-
räume sind gering, daher sind Chancen der Einflussnahme zu nutzen, wo immer sie möglich sind. 

Handlungsansatz 
• Angebotsvielfalt erhalten: Mieten wenn 

möglich dämpfen, bezahlbare 
Wohnungen erhalten (u. a. LWB), 
Ergänzung wo möglich mit sozialer 
Wohnungsbauförderung. 

• Negative Auswirkungen der Verdichtung 
mindern: Qualitäten erhalten und 
schaffen, Bebauung in angemessener 
Dichte und Erhalt von Freiräumen 
(Innenhöfe) und kleinteilige 
Nutzungsmischung. 

Instrumente 
 Einsatz der Wohnungsbauförderung unterstützen 
 Konzeptveräußerung für Geschosswohnungsneubau 

mit geförderten Wohnungen (sehr hohe Quote), ggf. 
Kombination von Nutzungen. 

 LWB: Erhalt preisgünstige und KdU-fähige Wohnun-
gen, Nutzung der LWB-eigenen Flächen für Woh-
nungsneubau (innerstädtisch v. a. für geförderten 
Wohnraum bzw. bezahlbare Wohnungen - im Abgleich 
mit anderen städt. Flächenbedarfen). 

 Beratung Investoren, Eigentümer, Bauherren: flä-
chensparendes Bauen in angemessener Dichte, Frei-
raumerhalt, Multifunktionalität. 

 Rechtliche Instrumente prüfen und ggf. einsetzen 
wie z. B. soziale Erhaltungssatzung. 

Qualifizierungsgebiete  

Qualifizierungsgebiete I – Profilierung unterstützen, Potenziale schaffen 

Dies sind innerstädtische Bestandsgebiete mit Entwicklungspotenzial, teils heterogene Bebauungsstruk-
tur, deren Nutzungsmischung verloren geht bzw. nicht ausreichend vorhanden ist. Durch vorausschau-
endes, aktives Steuern kann die Attraktivität gesteigert werden. 

Handlungsansatz 
• Angebotsvielfalt schaffen, Aufwertung wo 

nötig, bezahlbare Wohnungen erhalten 
und ergänzen. 

• Angebote für Familien und Potenziale für 
alternative Wohnformen schaffen, als 
Entlastung für Gebiete mit hoher 
Nachfrage. 

• Negative Auswirkungen der Verdichtung 
mindern, Qualitäten erhalten und 
schaffen, Bebauung in angemessener 
Dichte, Erhalt und Schaffung von 
Nutzungsmischung. 

Instrumente 
 Einsatz der Wohnungsbauförderung unterstützen. 
 Konzeptveräußerung für Geschosswohnungsneubau 

mit geförderten Wohnungen (mittlere Quote), ggf. 
Kombination von Nutzungen sowie für vielfältige 
Wohnformen. 

 Initiierung von Modellprojekten in anderen Bauty-
pen. 

 LWB: Erhalt preisgünstige und KdU-fähige Wohnun-
gen, Nutzung der LWB-eigenen Flächen u. a. für Kon-
zeptveräußerung/Modellprojekte zur Stärkung der 
Vielfalt an Wohnformen. 

 Beratung Investoren, Eigentümer, Bauherren. flä-
chensparendes Bauen in angemessener Dichte, Viel-
falt an Bau- und Wohnformen, Teilnahme an Modell-
vorhaben oder Konzeptveräußerung. 
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Qualifizierungsgebiete II – Zukunftsfähig entwickeln, Vielfalt schaffen, Potenziale nutzen 

Diese Gebiete sind geprägt durch geringere Mieten, geringere Nachfrage, z. T. homogene Bebauungs-
strukturen des DDR-Wohnungsbaus, ggf. vorhandenen Aufwertungsbedarf sowie Nachverdichtungspo-
tenzialen, Infrastrukturen sind vorhanden, kein oder schlechtes Image, z. T. hohes Durchschnittsalter, z. 
T. mit leicht überdurchschnittlichen bis erheblichen sozialen Benachteiligungen. Potenziale können akti-
viert und Schwächen dadurch gemindert werden. 

Handlungsansatz 
• Angebotsvielfalt schaffen, Aufwertung 

unterstützen, Ergänzung Bestand mit 
neuen Qualitäten (unterschiedliche 
Wohnformen, für unterschiedliche 
Zielgruppen, bezahlbares, mittel- (hoch) 
preisiges Segment) in Kooperation mit 
den Eigentümern vor Ort. 

• Verdichtungsmöglichkeiten gut 
erschlossener Standorte - bei 
Erhalt/Qualifizierung vorhandener 
Freiräume und Infrastrukturen. In 
Kooperation mit der Bewohnerschaft. 

• Quartier generationenübergreifend 
entwickeln entsprechend der Bedarfe der 
heutigen Bewohnerschaft und zur 
Attraktivierung für zukünftige Bewohner, 
die u. a. zur sozialen Stabilisierung 
beitragen. 

Instrumente 
 Konzeptionelle Unterstützung zur nachfragegerech-

ten Weiterentwicklung und Ergänzung des Bestands 
und Erweiterung/Qualifizierung der vorhandenen Inf-
rastruktur. 

 Wohnungsbauförderung v. a. zur Ergänzung und 
Qualifizierung des Bestands für bestimmte Zielgrup-
pen. 

 Ggf. Kopplung mit anderen Förderprogrammen z. 
B. zur Erweiterung/Qualifizierung der Infrastruktur 

 ggf. Initiierung von Modellprojekten (Ziel attraktives 
Wohnen für verschiedene Lebensstilgruppen auch in 
diesen Gebieten). 

 LWB: vorhandene Flächen ggf. für Neubau im mittle-
ren/höheren Preissegment oder für besondere Nach-
frage (barrierefrei, behindertengerecht) nutzen. 

 Fortschreibung des Wohnbauflächenkonzepts: 
Ermittlung Verdichtungs- und Ergänzungspotenzial in 
Verbindung mit konzeptionellen Ansätzen (zur genera-
tionenübergreifenden Entwicklung), Strategien zur Ak-
tivierung entwickeln. 

 Beratung Investoren, Eigentümer, Bauherren: Er-
weiterung der Vielfalt des Wohnangebots (größere 
Wohnungen, Altenfreundlichkeit, höhere Qualität und 
Standards an Wohnungen), Qualität des Bauens, flä-
chensparendes Bauen in angemessener Dichte. 

 
Qualifizierungsgebiete III – Eigenentwicklung stärken, Potenziale nutzen 

Diese Gebiete umfassen stark durch Einfamilienhausbau geprägte Ortsteile und Ortskerne der äußeren 
Stadt mit kleinteiligen Erweiterungs- und Arrondierungspotenzialen, zum Teil zunehmendem Durch-
schnittsalter und in der Regel sozial stabilen Bevölkerungsstrukturen. 

Handlungsansatz 
• Nutzung kleinteiliger Wachstums-

potenziale, Arrondierung der Ortsteile. 
• Nutzung/Stärkung von Ortsteilidentität 

und historischer Baustrukturen. 
• Kleinteilige Ergänzung des Bestands an 

Ein- und Zweifamilienhäusern und durch 
Geschosswohnungsneubau zur 
generationenübergreifenden Entwicklung 
der Gebiete an geeigneten Standorten. 

Instrumente 
 Überprüfung der Potenziale für Ortsteilarrondierungen 

im STEP Wohnbauflächen 
 Wohnungsbauförderung zur Ergänzung und Qualifi-

zierung des Bestands und ggf. im Neubau. 
 Beratung Investoren, Eigentümer, Bauherren: Er-

weiterung der Vielfalt des Wohnangebots (größe-
re/kleinere Wohnungen, Altenfreundlichkeit, baukultu-
relle Qualität des Bauens), flächensparendes Bauen in 
angemessener Dichte. 

 Konzeptionelle Unterstützung zur nachfragegerech-
ten Weiterentwicklung und Ergänzung des Bestands 
sowie ggf. Initiierung von Modellprojekten. 
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Erweiterungsgebiete  

Erweiterungsgebiete I – Innere Stadt: Sozial- und nutzungsstrukturell gemischt entwickeln 

Dies sind Entwicklungsflächen für Neubau auf Brachen, Bahn- und Konversionsflächen, die entspre-
chend der städtischen Ziele gestaltet werden sollen. 

Handlungsansatz 
• Differenzierte Erweiterung des 

Wohnungsbestands. 
• Entwicklung nutzen um Qualitäten zu 

schaffen. 
• Bebauung in angemessener Dichte und 

sozialer und nutzungsstruktureller 
Mischung. 

Instrumente 
 Wohnungsbauförderung / Modell kooperative Bau-

landentwicklung: Sicherung fester Anteil geförderter 
Wohnungsneubau.  

 Fortschreibung Wohnbauflächenkonzept: Ermitt-
lung angemessener Dichte. 

 Beratung von Investoren, Bauherren: 
Bauen in unterschiedlichen Preissegmenten, vielfälti-
ge Wohnformen, baukulturelle Qualität, Multifunktio-
nalität, Nutzungsmischung, flächensparendes Bauen 
in angemessener Dichte. 

 
Erweiterungsgebiete II – Äußere Stadt: In Landschaft und Siedlungsbestand integrieren 

Diese Gebiete sind Entwicklungsflächen für den Neubau in der äußeren Stadt, die entsprechend der 
städtischen Ziele gestaltet werden sollen. 

Handlungsansatz 
• Flächenpotenziale zur Schaffung von 

neuem Wohnraum und wohnortnaher 
Infrastruktur nutzen. 

Instrumente 
 Wohnungsbauförderung/Modell kooperative Bau-

landentwicklung: Sicherung fester Anteil geförderter 
Wohnungsneubau. 

 Fortschreibung Wohnbauflächenkonzept: Bestäti-
gung Flächeneignung. 

 Beratung von Investoren, Bauherren: 
Bauen in unterschiedlichen Preissegmenten, vielfälti-
ge Wohnformen, baukulturelle Qualität, Multifunktio-
nalität, Nutzungsmischung, flächensparendes Bauen 
in angemessener Dichte. 

 

3.4 Umsetzung 

Da die Umsetzung der wohnungspolitischen Ziele nur gemeinsam mit allen Akteuren – Wohnungs-
marktakteure, Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung – gelingen kann, ist der Dialog mit den Akteuren 
fortzuführen und zu verstetigen. Ziel ist es, zu verbindlich(er)en Kooperationen mit der LWB, der LESG 
und weiteren städtischen Gesellschaften sowie mit den Wohnungsmarktakteuren zu kommen. 
Angesichts des anhaltenden Wachstums und dem dadurch steigenden Aufgabenumfang wird es erfor-
derlich, weit höhere finanzielle und personelle Ressourcen einzusetzen. Die Umsetzung wohnungspoli-
tischer Maßnahmen erfordert die Finanzierung von Planungs- und Beratungsleistungen ebenso wie 
kommunale Förderung für besondere Bedarfsgruppen. Dazu gehört es auch, die verwaltungsinternen 
Abstimmungsprozesse und -strukturen zur effizienten Aufgabenteilung zu überprüfen und ggf. anzu-
passen, um eine koordinierte und zielgerichtete Abwicklung zu gewährleisten. 
Die fortzusetzende Auseinandersetzung mit wachstumsrelevanten Themen, wie angemessene Dichte, 
erforderliche Standards der Baukultur im Verhältnis zu Anforderungen an Bezahlbarkeit von Wohnraum 
(kostengünstiges Planen und Bauen), wird weitere Handlungserfordernisse mit sich bringen. Des Wei-
teren ist zu prüfen, inwieweit Wechselwirkungen in der Wohnungsmarktregion bestehen, und welche 
Auswirkungen diese auf den Leipziger Wohnungsmarkt haben. Wenngleich ein regionaler Entlastungs-
bedarf nach Definition des ROG kurz- und mittelfristig nicht besteht, benötigt es kooperativer Abstim-
mungsprozesse zu einer nachhaltigen, regionalen Siedlungsflächenentwicklung. Bei der Flächenent-
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wicklung sollten Nachverdichtungs-, Leerstands- und Flächenpotenziale in Stadt und Umland geprüft 
und vor der Entwicklung neuer Flächen in die Abwägung einbezogen werden. Entwicklungsschwer-
punkte sollten in den zentralen Orten sowie entlang von S-Bahn-Trassen liegen. 
Im Zuge des steigenden Wachstumsdrucks werden Nutzungskonkurrenzen vor allem in den Innerstäd-
tischen Gebieten mit Flächenbedarfen für die soziale Infrastruktur, Freiraumversorgung und Gewerbe-
entwicklung zunehmen. Hierfür bedarf es eines fachübergreifenden Flächenmanagements, flankiert 
durch eine strategische, städtische Liegenschaftspolitik. Auch für den Wohnungsbau wird es erforder-
lich sein, Flächen strategisch anzukaufen und nach Konzept zu vergeben. 
Die aktuellen Entwicklungen auf dem Immobilienmarkt Leipzigs erfordern die Prüfung und Umsetzung 
einer kommunalen Neuausrichtung bei dem Einsatz von rechtlichen Instrumenten und zur Beratung von 
Mietern. Damit verbunden sind zusätzliche Anforderungen an Arbeits- und Kooperationsstrukturen. 
Wohnen stellt eine wesentliche Grundvoraussetzung für die Lebensqualität in der Stadt dar. Für eine 
ausgewogene soziale Stabilität und attraktives Wohnumfeld in allen Stadtgebieten bedarf es flankie-
render Maßnahmen aus allen Fachbereichen im Sinne einer integrierten Stadtteilentwicklung. Hierbei 
auftretende Zielkonflikte sind im Einzelfall zu klären. 
Angesichts der hohen Dynamik von Bevölkerungs- und Wohnungsmarktentwicklung müssen Stadtge-
biete jenseits der heutigen Schwerpunkträume, in denen multiple Problemlagen neu entstehen, recht-
zeitig erkannt, konzeptionell untersetzt und bei Bedarf in die Förderkulisse der Städtebauförderung auf-
genommen werden. 
Die kleinräumige Wohnungsmarktbeobachtung ist als eine der wesentlichen Grundlagen für eine der 
tatsächlichen Entwicklung angepassten Steuerung wohnungspolitischen Handelns kontinuierlich durch-
zuführen und weiter zu entwickeln. 
Anforderungen an Bund und Land 
Die soziale Wohnungsbauförderung sollte dauerhaft finanziell abgesichert werden. Zudem sollten diese 
sowie andere Fördermittel zur Absicherung der sozialen Wohnraumversorgung entsprechend der Be-
darfe weiter entwickelt werden, z. B. für die Unterstützung bedarfsgerechter, sozialverträglicher Woh-
nungsanpassung und Sanierung, die Unterstützung kooperativer Wohnformen oder den Ankauf von 
Belegungsrechten. 
Die bis 2019 verfügbaren Kompensationsmittel des Bundes für Wohnungsbauförderung sollen vollum-
fänglich für Aufgaben der sozialen Wohnungsbauförderung eingesetzt werden. Die Einkommensgren-
zen des Wohnraumfördergesetzes sollten durch eine neue Landesregelung an die Entwicklung der 
Einkommen und Preise angepasst und somit erhöht werden. 
Zur Dämpfung des Mietpreisanstiegs bei Wiedervermietungsmieten ist ein wirksames Instrumentarium 
zu entwickeln. 
Zur Dämpfung der Neubaukosten bzw. der dadurch erforderlichen Mieten zur Refinanzierung sollen 
kostentreibende Standards im Bau nicht weiter angehoben bzw. ggf. reduziert werden. 

3.5 Finanzielle Auswirkungen 

Unabhängig davon, dass die Umsetzung der Ziele nur gemeinsam mit allen Akteuren – Wohnungs-
marktakteure, Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung – gelingen kann, kann die Stadt mit den genann-
ten Maßnahmen wohnungspolitisch steuern. Hierfür sind einerseits ausreichende personelle Ressour-
cen in unterschiedlichen Ämtern erforderlich. Andererseits sind finanzielle Mittel auch für die Beauftra-
gung von Leistungen (Planungsmittel, Beratung) sowie ggf. Mittel für kommunale Förderwege (z. B. zur 
Schaffung von Wohnraum für besondere Bedarfsgruppen), für Modellprojekte oder den Ankauf von 
Grundstücken erforderlich. 
Bei anhaltendem Wachstum ist davon auszugehen, dass das Thema Wohnen auch weiterhin eine hohe 
Bedeutung haben wird und kontinuierlich Mittel für die Umsetzung der Wohnungspolitischen Instrumen-
te und Maßnahmen erforderlich sein werden. 
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Maßnahmenbündel/  
Instrumente 

Direkte Kosten/Jahr 
(GERING/MITTEL/HOCH) 

Einnahmen/ Folgekosten/ Folgewirkungen 

Wohnbauflächenkonzept 
Steuerung im Rahmen Bau-
planungs- und Baugenehmi-
gungsverfahren 
Diskussion mit Wohnungs-
marktakteuren und Stadtge-
sellschaft 
Wohnungsmarktbeobachtung 

MITTEL 
Personal- und Haushalts-
mittel 
 

DÄMPFUNG der Kosten für technische, Verkehrs- 
und soziale Infrastruktur bei der Entwicklung neu-
er Wohnbaustandorte durch sinnvolle Flächen-
auswahl und -priorisierung 
DÄMPFUNG der Mietpreisanstiege, des Anstiegs 
der Kosten der Unterkunft (KDU) und Anspan-
nungstendenzen durch ausreichendes Flächen-
angebot und Unterstützung der Bautätigkeit 
MINDERUNG der Abwanderung von Einkom-
menssteuerzahlern durch ausreichend Wohnan-
gebote 

Modell der Kooperativen 
Baulandentwicklung 

GERING 
Personalmittel 

GENERIERUNG von Einnahmen durch die Betei-
ligung der Investoren an planungsbedingten Kos-
ten für v.a. soziale Infrastruktur 

Beratung und Sensibilisie-
rung für kostensparendes 
Bauen, Planen und Sanieren 

GERING 
Personal- und Haushalts-
mittel 

DÄMPFUNG der Mietpreisanstiege und des An-
stiegs der Kosten der Unterkunft 

Netzwerk Leipziger Freiheit 
für kooperative Wohnformen 

GERING 
Personal- und Haushalts-
mittel 

UNTERSTÜTZUNG der Schaffung von gemein-
schaftlichem und bezahlbarem Wohneigentum 
ggf. AKQUISE von Fördermitteln 

Strategischer Flächenerwerb, 
Tausch und Konzeptveräu-
ßerung 

HOCH 
Haushaltsmittel zum Flä-
chenerwerb 
GERING 
Personalmittel 
 

SICHERUNG der städtischen Handlungsoptionen 
bei der Wohnraumversorgung 
ZUNAHME des Bestands an mietpreis- und bele-
gungsgebundenen Wohnraums und Unterstüt-
zung kooperativer, bezahlbarer Wohnformen 
ERHÖHUNG des städtischen Immobilienvermö-
gens 
MINDERUNG der Einnahmen bei Veräußerung 
oder Tausch von städtischen Grundstücken  
SICHERUNG langfristiger Einnahmen durch Be-
stellung von Erbbaurechten 

Soziale Wohnraumvermitt-
lung und Beratungsangebote 

MITTEL 
Personalmittel 

REDUZIERUNG der KDU (v.a. Heizkosten) durch 
Energieberatung für einkommensschwache 
Haushalte sowie stadtteilorientierte Migrantenhilfe 

Umsetzung Wohnungs-
bauförderung 

MITTEL 
Personalmittel zur Abwick-
lung der Fördermittel 

SCHAFFUNG von mietpreis- und belegungsge-
bundenem Wohnraum 
BEITRAG zur sozialen Wohnraumversorgung 
REDUZIERUNG der KDU 

Kommunale Wohnraumförde-
rung 

HOCH 
Personal- und Haushalts-
mittel 

SCHAFFUNG nachfragegerechter Wohnungen 
für einkommensschwache Haushalte mit bes. 
Bedarfen 
BEITRAG zur sozialen Wohnraumversorgung 
REDUZIERUNG der KDU 

LWB HOCH 
Mittel (Zuschüsse, Einlagen 

REALISIERUNG der Eigentümerziele, v.a. hin-
sichtlich sozialer Wohnraumversorgung und Er-
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Maßnahmenbündel/  
Instrumente 

Direkte Kosten/Jahr 
(GERING/MITTEL/HOCH) 

Einnahmen/ Folgekosten/ Folgewirkungen 

 o.ä.) um die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der LWB 
sicher zu stellen 

weiterung des Wohnungsbestands 

Rechtliche Instrumente  wie 
z. B. Mietspiegel, Absenkung 
der Kappungsgrenze 

GERING 
Personalmittel 

DÄMPFUNG der Mietpreisanstiege durch die 
Absenkung der Kappungsgrenze kann zur Dämp-
fung der Anstiege der KDU führen 
HERSTELLUNG von Transparenz durch Miet-
spiegel 

Unterstützung der Weiter-
entwicklung von Bestands-
quartieren 

MITTEL 
Personal- und Haushalts-
mittel 

SCHAFFUNG von bedarfsgerechtem und bezahl-
barem Wohnraum  
Ggf. AKQUISE von Fördermitteln 

Städtebau- und EU-
Förderprogramme u.a. zur 
Quartiersentwicklung. 

HOCH 
Personalmittel und Haus-
haltsmittel als Eigenanteil 

EINNAHMEN von Fördermitteln 
UMSETZUNG der Ziele der integrierten Stadtteil-
entwicklungskonzepte 

Rechtliche Instrumente wie 
z. B. soziale Erhaltungssat-
zung, Zweckentfremdungs-
verbot 

MITTEL 
Personal- und Haushalts-
mittel für Beratung und zur 
Ausübung von Vorkaufs-
rechten 

DÄMPFUNG der Mietpreisanstiege und des An-
stiegs der Kosten der Unterkunft 
SICHERUNG bzw. ERHÖHUNG des Wohnungs-
angebots  
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Anlage: Zuordnung Fachkonzept-Ziele zum Strategischen Zielbild 

Ziel Nr. Ziel Fachkonzept Seite Übergeordneter Handlungsschwerpunkt 
(übergeordnetes Strategisches Ziel) 

1 1. Wohnen in Leipzig – für alle, vielfäl-
tig, bezahlbar und wirtschaftlich trag-
fähig  

8 Leipzig setzt auf Lebensqualität 
Attraktives Umfeld für Innovation, Gründer und 
Fachkräfte (Leipzig besteht im Wettbewerb) 
Bezahlbares Wohnen (Leipzig schafft soziale 
Stabilität) 

2 2. Genügend Wohnungen für ein-
kommensschwache Haushalte 

8 Chancengerechtigkeit in der inklusiven Stadt; 
Bezahlbares Wohnen (Leipzig schafft soziale 
Stabilität) 

3 3. Familien, Senioren und Menschen 
mit Behinderungen besonders unter-
stützen 

8 Chancengerechtigkeit in der inklusiven Stadt; 
Bezahlbares Wohnen (Leipzig schafft soziale 
Stabilität) 

4 4. Wohnungspolitik als Teil integrierter 
Stadtentwicklung 
 

9 Balance zwischen Verdichtung und Freiraum; 
Vorsorgende Klima- und Energiestrategie 
(Leipzig setzt auf Lebensqualität) 
Chancengerechtigkeit in der inklusiven Stadt; 
Gemeinschaftliche Quartiersentwicklung (Leipzig 
schafft soziale Stabilität) 
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